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PROTOKOLL
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates

Datum. 23. 06.2025 ^^ ^^ ^

^ä^-^ISE:"'steung5saal oberiisse'3'os
5i;Eianla^n' 'erfolgte am 18.06.2025 durch Kurrende.
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Unentschuldi t: --

Schriftführer: VB Margot Dungl
Verwaltun : StADir. Stv. Ing. Florian Rogner

VB Dominic Loibl bis 18:11 Uhr vor TO 5

Tagesordnung:
1. Entscheidung über Einwendungen gegen die Verhandlungsschrift der letzten Sitzung
2. Bericht Gebarungsprüfung
3. 1. Nachtragsvoranschlag 2025
4. Dienstpostenplan für den 1 . Nachtragsvoranschlag 2025
5. CX-Mas Cross 2025 Badeteich Gerasdorf
6. Nachbesetzung Kommission für Akut- und Härtefälle
7. Essen auf Rädern - Anpassung der Tarife
8. Graberwerb zu Lebzeiten

9. Friedhofsordnung
10. Friedhofsgebührenordnung
11. Musikschule
12. Erhöhung des Spielkostenbeitrags für alle Kindergärten
13. Übernahme von Buskosten für Kindergärten und Schulen
14. Wohnbau

15. ABA Gerasdorf bei Wien - LEITUNGSINFORMATIONSSYSTEM (LIS) ABWASSER
16 Grundsatzbeschluss - H'ny. eiöschiider Arzt

17. Mobile Radarüberwachung im Gemeindegebiet
18. Aufschließungsabgabe - Anhebung des Einheitssatzes
19. Personalangelegenheiten
20. Ehrungen
21. Ansuchen für ein zusätzliches Kindergartenjahr
22. Subventionsansuchen AHS Gerasdorf
23. Grundstücksangelegenheiten
24. IUP Ingenieurgemeinschaft Umweltprojekte - Kamerabefahrung und Spülleistungen
25. Vertragsangelegenheiten
26. Subventionen

27. Darlehensaufnahme

28. Weiten/errechnung Arbeitsleistung
29. Nebengebührenordnung
30. Ausschreibung Schulische Nachmittagsbetreuung
31. Kostenersätze für Kanalgebrechen durch Eigenverschulden
32. Stadtsaal mobile Trennwand
33. Alle. Kindergärten: Nachträgliche Anmeldung zur Sommerferienbetreuung 2025
34. Kurzparkzonenerweiterung Gerasdorf bei Wien
35. Bericht des Bürgermeisters

Der Vorsitzende Bgm. Dietmar Ruf eröffnet die öffentliche Sitzung des Gemeinderates, begrüßt
die Anwesenden und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit fest.

Bevor Bgm. Ruf in die Tagesordnung eingeht, teilt er mit, dass die Tagesordnung im öffentlichen
Teil um

. Punkt 19 "Badeteich Tageskarten"

erweitert wird.



, .. .a^., .e^o^spun. e 1.. . ö^en Te» " 20.30 . n,c. o<.
fentlichen Teil zu behandeln.
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Z unterschrieben und daher genehmigt.

2. Ta esordnun s unkt
Bericht Gebarungsprüfung

PROTOKOLL
über die Gebarungsprüfung
des Prüfungsausschusses

Datum: 1.1;06-2?25 Endei18-.OOUhr
B^a6u3soKu^ngasse2, 2201^dorfbe, W,en
Die Einladun erfolgte am 03. 06. 2024

Anwesend:
Vorsitzender:

Stellvertreter:
Weitere Mitglieder;

Entschuldi t abwesend:

Ing. Vogler Paul

Groß Brigitte

Mag. Alexander Jäger
Matzka Peter
Mader Herta
Weiland Wolfgang
Mag. iur. Neuhold Monika
Insam-Polleros Margarete

Oberauer Petra, MBA

GRÜNE

SPÖ

FPÖ
FPÖ
SPÖ
SPÖ
SPÖ
ÖVP

ÖVP

Unentschuldi t:

Außerde. ̂ ^^^ ^ ^"er Florian
Schriftführer: VB Dominic Loibl

Verwaltun : Kassenverwalter Dominic Loibl



Tagesordnung:
1. Überprüfung der Bar-und
2. Winterdienstvertrag Laufzeit
3. Lichtservicevertrag
4. Kosten Rotes Kreuz
5. Sozialfonds
6. Einnahmen/Ausgaben Radargeräte
7'. Einnahmen/Ausgaben Parkraumüberwachung

1. Ta esordnun s unkt
Überprüfung der Bar- und Kassabestände

Die Oben, rüfung des Kassenbestandes der Barkassa und Bankbestände ergab eine Ubereln-
Stimmung von Soll und Ist.

a.-.';===rs;.^sss=^3^
Bezüglich des Kassenkredte soll geprüft werden ob die Rahmenbedingungen des Kassenkre-
dits verbessert werden können,

Stellungnahme Bgm. Ruf und Kassenverwalter Dominic Loibl:
Dem ist nichts hinzuzufügen.

2. Ta esordnun s unkt
Winterdienstvertrag Laufzeit

anzubringen.

r:^^=s^=s^^^^^^
Büchereien diskutiert werden.

3. Ta esordnun s unkt
Lichtservicevertrag

geschlossen (Gemeinderatsbeschluss vom 13. 12. 2016).

^==^s^, s?s^=ss?-
^e^ZSl ^no^de2nTBSOS:c^r3^^^^
816)).



Unter Anlage 2.2. wird als Elektroinstallationsunternehmen Ing. Johann Stauber genannt. Da
dieser offensichtlich nicht mehr Vertragspartner sein kann, stellt sich die Frage wann bzw. wo
dies geändert wurde.

Stellungnahme Bgm. Ruf und Kassenvenvalter Dominic Loibl:
Das weitere Vorgehen in dieser Sache soll im zuständigen Ausschuss für Hoch- und Tiefbau
diskutiert werden.

4. Ta esordnun s unkt

Kosten Rotes Kreuz

Rückzahlung von Bankdarlehen:

2022:
2023:
2024:
2025:

Beitrag an
2020:
2021:
2022:
2023
2024:
2025:

  
6. 763, 45

  
8. 084, 33

  
7. 870, 11

  
3.95425

 

26. 672, 14

das rote Kreuz

 
110. 155, 05

  
38.493, 80

  
41.200,36

  
46. 987, 60

  
51. 003,20

  
52.73600

  
340.576.01

Kreditzinsen:

 

2. 122, 91

  
802,03

 

1. 016,25

  
488 93

 

4.430, 12

 

31.102.26

Kostenbeteiligung Bezirksstellengebäude Rotes Kreuz (5/530-082):
2020:   264. 452, 00
2021:  132.22600

  
396.678.00

Der Prüfungsausschuss empfiehlt, den Beitrag für die Fixangestellten der Ortsstelle Gerasdorf
an den Bezirk Korneuburg mit den Zuständigen in der RK-Bezirksstelle Korneuburg neu zu be-
sprechen.

Stellungnahme Bgm. Ruf und Kassenverwalter Dominic Loibl:
Hierbei handelt es sich um eine Grundsatzentscheidung, die der Gemeinderat zu treffen hat.

5. Ta esordnun s unkt

Sozialfonds

Beim Sozialfonds handelt es sich um eine Rücklage mit Zahlungsmittelreserve. Mit Stand
11.06.2025 befinden sich im Sozialfonds   40.765,41.

Es wird darauf hingewiesen, dass bei gleichbleibender Entwicklung die Rücklage "Sozialfonds"
in drei Jahren aufgebraucht ist. Der Sozialausschuss sollte sich diesem Thema annehmen.

Stellungnahme Bgm. Ruf und Kassenverwalter Dominic Loibl:



Es wird darauf hingewiesen, dass die Finanzierung des Sozialfonds über Zuführungen, wie es in
der Vergangenheit praktiziert wurde aufgrund der aktuellen finanziellen Situation nicht möglich
ist. Alternative Formen der Finanzierung sollen im Ausschuss für Sport, Soziales, karikative Ein-
richtungen und Tierschutz behandelt werden.
6. Ta esordnun s unkt

Einnahmen/Ausgaben Radargeräte

Anschaffung Radargeräte (5/640-042)
2021   19.085,40
2022   64. 174, 10
2023   208. 476 22

 

291.735.72

Radargeräte Instandhaltung (1/640-618)

2023
2024
2025

  
16.514,44

 

17. 478, 10

  
9. 69268

  
43. 685. 22

Einnahmen Radar-Strafen (2/640+8680, 2/640+8681)

2023
2024
2025

 

235. 149, 17

 

139. 437, 52

  
51. 44410

Wird bereits im Verkehrsausschuss bc-iiandelt.

Stellungnahme 5gm. Ruf und Kassenverwalter Dominic Loibl:
Dem ist nichts hinzuzufügen.

7. Ta esordnun s unkt
Einnahmen/AusgabenParkraumüberwachung
Parkraumüberwachung (WSD) 1/640-728

2022:
2023:
2024:
2025:

    

^

23. 724, 48

36. 934, 44
37. 388, 96
21. 77291

119.820.79

Einnahmen Parkraumbewirtschaftung 2/640+8682:
2022:   16. 566, 09

2023:   20. 359,40
2024:  19.919,39
2025:   3. 93222

  
60.777.10

Wird im Verkehrsausschuss behandelt. Aufgrund des Missverhältnisses von Ausgaben und Ein-
nahmen sollte das Ausmaß der Überwachung von 80 auf 40 Stunden reduziert werden.



Stellungnahme Bgm. Ruf und Kassenverwalter Dominic Loibl:Das weitere Vorgehen in die-
ser Sache so// im zuständigen Ausschuss für Verkehr diskutiert werden.

Hier endet der Bericht der Gebarungsprüfung.

3. Ta esordnun s unkt
1. Nachtragsvoranschlag 2025

Jede Fraktion der im Gemeinderat vertretenen Parteien erhielt ein Exemplar des Entwurfes vom
1. Nachtragsvoranschlag für das Haushaltsjahr 2025.

Der Entwurf des 1. Nachtragsvoranschlages für das Haushaltsjahr 2025 lag durchgehend 2 Wo-
dTen-in~derZeit-vom 04. Juni 2025 bis IS.'Juni 2025 während den vorgesehenen Fachabteilungs-
Zeiten zur allgemeinen Einsichtnahme in der Abteilung Finanzen auf.
Wahrena ae7AuflagefrisL erfolgte eine Einsichtnahme und es wurde keine schriftliche Stellung-
nähme eingebracht.

Der Stadtrat stellt den Antrag, dem 1. Nachtragsvoranschlag für das Haushaltsjahr 2025 zuzu-
stimmen.

Beschluss: mehrstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: mehrstimmig
Dafür: FPÖ, ÖVP
Enthalten: SPÖ, GRÜNE

4, Ta esordnun s unkt

Dienstpostenplan für den 1. Nachtragsvoranschlag 2025

Der Stadtrat stellt den Antrag, den Dienstpostenplan für den 1 Nachtragsvoranschlag 2025 zu
beschließen.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

5. Ta esordnun s unkt
CX-Mas Cross 2025 Badeteich Gerasdorf

StR Schenk bringt den Anwesenden das Ansuchen des Radvereines SportunionBikestore. cc
Team, Mühlratzstraße 11, 2123 Schleinbach, betreffend der Durchführung einer Radsportveran-
staltung am Gelände des Gerasdorfer Badeteichs am 14. 12. 2025 zur Kenntnis. Bei der Veran-
staltung handelt es sich um eine eintägige Radsportveranstaltung mit mehreren Runden in ver-
schiedenen Alters- bzw. Leistungsklassen am Gelände des Gerasdorfer Badeteichs.
Seitens des Veranstalters werden folgende Wünsche geäußert:

- Zugang zum Gelände am 13. 14. + 15. 12.2025 Qeweils von 8:00-17:00 Uhr)
Nutzung des Stromanschlusses vor Ort

- Nutzung des Kassahauses im Eingangsbereich zur Startnummernausgabe
- Verleih von Heurigenbänken / Tischen über den Wirtschaftshof
- Bewerbung der Veranstaltung via Gemeindekurier im November / Dezember

StR Schenk berichtet, dass die Nutzung des Kassahauses nicht möglich ist, da in diesen Materi-
atien-(PC, Kartendrucker,... ) der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien gelagert werden.



Der Stadtrat stellt den Antrag, analog zu den Beschlüssen der Vorjahre, dem Ansuchen stattzu-
geben. Es soll allerdings nur der nötige Stromanschluss zur Verfügung gestellt werden, die Wer-
bung im Gemeindekurier November und Dezember 2025 erfolgen und der Verleih von Heurigen-
bänken und Tischen über den Wirtschaftshof erfolgen.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

6. Ta esordnun s unkt

Nachbesetzung Kommission für Akut- und Härtefälle

Der Stadtrat stellt den Antrag, den Gemeinderatsbeschluss vom 15. 12. 2020 dahingehend abzu-
ändern, dass die Funktion der Vorsitzenden StRin Helga Oberleitner der Kommission für Akut und
Härtefälle künftig von StR Andreas Schenk übernommen wird.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

Des Weiteren stellt der Stadtrat den Antrag, die Funktion der stellvertretenden Vorsitzenden der
Kommission statt GRin Anita Krammel mit GRin Petra Oberauer zu besetzen.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

Ebenso stellt der Stadtrat den Antrag, die Funktion als Mitglied der Kommission statt StR Chris-
tian Hoffmann mit StR Helga Oberleitner zu besetzen.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

Die entscheidungsbefugte Kommission für Akut- und Härtefälle besteht somit aus:
StR Andreas Schenk als Vorsitzender
GRin Petra Oberauer als Vorsitzende Stellvertreterin

StRin Helga Oberleitner als Mitglied
Bgm. Mag. Dietmar Ruf als Mitglied
GR DI Dr. Christian Koza als Mitglied
StA.Dir.Stv. Florian Rogner als nicht stimmberechtigtes, aber beratendes Mitglied

7. Ta esordnun s unkt

Essen auf Rädern - Anpassung der Tarife

Der Stadtrat stellt den Antrag, folgende Regelung ab 1. September 2025 einzuführen:

Alle Pensionistinnen und Pensionisten mit Anspruch auf Pflegegeld oder Ausgteichszulage, er-
halten das Essen-auf-Rädern-Menü weiterhin zum geförderten Preis von   7,40 pro Mahlzeit.

Die Anspruchsberechtigung ist durch Vorlage eines aktuellen Pflegegeldbescheids bzw. den
Nachweis über den Bezug einer Ausgleichszulage nachzuweisen.

Die Stadtgemeinde übernimmt in diesen Fällen einen Zuschuss in Höhe von   0, 90 pro geför-
derte Mahlzeit.



Alle anderen Bezieherinnen und Bezieher ohne Pflegegeldbezug zahlen einen Kostenbeitrag
von   8,90 pro Mahlzeit.

Somit wird ein zusätzlicher Eigenanteil von   0, 60 gegenüber dem bisherigen Preis von   8, 30
eingehoben.

Beschluss: einstimmig angenommen

8. Ta esordnun s unkt

Graberwerb zu Lebzeiten

Abstimmungsergebnis: einstimmig

In den letzten Jahren wurden seitens der Friedhofsverwaltung keine Gräber zu Lebzeiten verge-
ben, da die Verfügbarkeit an freien Grabstellen begrenzt ist. Die Vergabe von "Grabstellen zu
Lebzeiten" ist im NO Bestattungsgesetz 2007 nicht konkret geregelt.

Da vermehrt Anfragen kommen, benötigen wir daher eine Regelung.

Der Stadtrat stellt den Antrag, dass Gräber nicht zu Lebzeiten vergeben werden dürfen. Der Er-
werb eines Grabes oder das Benutzungsrecht an einem Grab ist nur im Zusammenhang mit ei-
nern konkreten Sterbefall möglich.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

9. Ta esordnun s unkt

Friedhofsordnung

Der Stadtrat stellt den Antrag, die Friedhofsordnung beim § 4 mit dem Abs. 5 (gelb markiert) zu
ergänzen.

Gerasdorf bei Wien, am

Fried hofsverwaltung
Bearbeiter: Bianca Kodym

02246/2272-2061
Standesamt erasdorf-wien. v.at

FRIEDHOFSORDNUNG
der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien

Verordnung des Bürgermeisters der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien, mit der gem. §
24 Bestattungsgesetz 2007, LGBI. 9480, eine Friedhofsordnung für die Friedhöfe der
Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien in Gerasdorf und Seyring erlassen wird

§1
Ei entum Betrieb und Verwaltun

1. ) Die Friedhöfe Gerasdorf und Seyring stehen im Eigentum der Stadtgemeinde Ge-
rasdorf bei Wien im Folgenden kurz Gemeinde genannt.

2. ) Die Gemeinde ist verpflichtet, den Betrieb der Friedhöfe und deren Einrichtungen
(Aufbahrungshalle, Leichenkammer und Kühlraum) ohne Unterbrechung aufrecht



zu erhalten und für die Bestattungsmöglichkeit der im Gemeindegebiet Verstorbe-
nen in ausreichendem Maße Vorsorge zu treffen.

3. ) Die Verwaltung des Friedhofes wird von der Friedhofsverwaltung besorgt. Die Lei-
tung der Friedhofsverwaltung obliegt dem Bürgermeister. Die für den Parteienver-
kehr vorgesehenen Amtsstunden sind in ortüblicher Weise kundgemacht. Die
Amtsstunden der Friedhofsverwaltung richten sich nach den Amtsstunden der
Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien. Die Friedhofsverwaltung befindet sich im Rat-
haus der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien, Kirchengasse 2, 2201 Gerasdorf bei
Wien.

4. ) Der Gemeinde obliegt die Herstellung geeigneter Verkehrswege innerhalb der
Friedhöfe und deren Erhaltung.

§2
Grabarten

1. ) Die Friedhöfe Gerasdorf und Seyring verfügen über folgende Grabarten:

a) Erdgräber
b) Grüfte
c) Urnenwandnischen

2. ) Der Friedhof Gerasdorf verfügt zusätzlich über folgende Grabarten:

d) Urnengräber
e) Wiesengräber

zu a Erd räber:

(1) Erdgräber sind nicht gemauerte Grabstätten, die auf einen Zeitraum von
10 Jahren zur Benützung zugewiesen werden, wobei eine Verlängerung
des Benutzungsrechtes nach § 6 dieser Friedhofsordnung möglich ist. Sie
werden als Einzelgräber oder als Doppelgräber vergeben.

(2) Bei Erdgräbern sind Einzelgräber für die Beisetzung von 2 Leichen und
Doppelgräberfürdie Beisetzung von 4 Leichen zugelassen.

(3) In Erdgräbern sind Nach-, Tiefer- und Umlegungen gestattet.

(4) Die Grabstätten in bereits benutzten Friedhofsteilen behalten jene Maße,
die zum Inkrafttreten dieser Friedhofsordnung in den einzelnen Friedhofs-
teilen üblich waren. Im Zuge der Neuanlegung eines Gräberfeldes in ei-
nern solchen Friedhofsteil können jedoch die nunmehr bestimmten einheit-
lichen Maße vorgeschrieben werden. Für Friedhofsteile, die nach Inkraft-
treten dieser Friedhofsordnung in Nutzung genommen werden, gelten die
im Folgenden festgelegten einheitlichen Maße:

Fried hofGerasdorf

Außenmaße: 2, 80 m lang
1,40 m breit

Innenmaße: 2,20 m lang

Fried hofSe rin :

2, 80 m lang
1,20 m breit

2,20 m lang



1, 00 m breit
2, 20 m tief

0,80 m breit
2,20 m tief

Doppelgräber am Friedhof Gerasdorf sind die Vereinigung von zwei Grab-
stellen.

Doppelgräberam FriedhofSe rin sind:
Außenmaße: 2,80 m lang

2,30 m breit

Innenmaße: 2,20 m lang
1, 90 m breit
2,20 m tief

(5) Die Fundamente (kopfseitig und fußseitig) werden von der
Friedhofsverwaltung errichtet und dem Benützungsberechtigten zur
Verfügung gestellt. Fundamente die nicht von der Friedhofsverwaltung
errichtet wurden, sind vom Benützungsberechtigten durch eine hierzu
befugte Firma ausführen zu lassen, wobei die vorgeschriebenen Maße
genau einzuhalten sind. Das Fundament ist bis auf Frosttiefe (70 cm)aus-
zuführen.

(6) Zwischen den Gräbern am Friedhof Seyring muss ein Abstand von 0, 25 m
eingehatten werden. Am Friedhof Gerasdorf ist kein Abstand zu setzen.

(7) Zwei Kindersärge, je höchstens 1 m lang, werden für einen Sarg eines Er-
wachsenen gezählt.

(8) Freileichen müssen in eigens hierzu bestimmten Gräbern beerdigt werden
und die Beilegung solcher Leichen in bezahlte Gräber ist unstatthaft.

zu b Grüfte:

(1) Grüfte sind Grabstätten, die in ausgemauertem Zustand zur Benützung
zugewiesen werden. Das Benutzungsrecht wird erstmalig auf 30 Jahre
eingeräumt. Eine Erneuerung des Benutzungsrechtes auf weitere 10 Jahre
nach § 6 dieser Friedhofsordnung ist möglich.

(2) Es können Grüfte für die Beisetzung von 3 Särgen, 6 Särgen, 9 Särgen
oder 12 Särgen zugewiesen werden.

(3) Für Grüfte gelten die im Folgenden festgelegten einheitlichen Maße:

Gruft bis 3 Sar e
Außenmaße: 3,00 m lang, 1, 50 m breit
Innenmaße: 2,20 m lang, 0,95 m breit

Gruft bis 6 Sar e
Außenmaße: 3,00 m lang, 2,25 m breit
Innenmaße: 2,20 m lang, 1, 70 m breit,

Gruft bis 9 Sar e
Außenmaße: 3,00 m lang,
Innenmaße: 2,20 m lang,

Gruft bis 12 Sar e
Außenmaße: 3,00 m lang,
Innenmaße: 2,20 m lang,

2,70 m tief

2, 70 m tief

3,00 m breit
2,45 m breit,

3,75 m breit
3,20 m breit,

2, 70 m tief

2,70 m tief



(4) Bei Grüften muss die Einlassöffnung unter allen Umständen in der
Länge

von 2, 20 m, in der Breite von 0, 95 m, bei Gräbern in der Länge von
2,20 m und in der Breite von 0,80 m betragen.

(5) Die Errichtung von Grüften bedarf einer baubehördlichen Bewilli-
gung der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien, um die rechtzeitig unter Vor-
läge eines Bauplanes in dreifacher Ausfertigung anzusuchen ist. Eine Bau-
beschreibung ist gleichfalls in dreifacher Ausfertigung vorzulegen. Die
Bauführung ist von einem berechtigten Gewerbetreibenden zu überneh-
men.

(6) Nach Erteilung der Baubewilligung wird die Erdaushebung zur Her-
Stellung von Grüften vom Bauführer besorgt, das gewonnene Erdmaterial
bleibt Eigentum der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien und ist nach Wei-
sung der Friedhofsverwaltung abzulagern bzw. abzuführen.

(7) Die Ausmauerung der Grüfte hat mit gut gebrannten Ziegeln/Schalsteinen
zu erfolgen. Einfassung und Deckel sind aus hartem Stein herzustellen.
Die Grüfte müssen hermetisch abgeschlossen werden, die Deckplatten
müssen daher mit einem Falz in den Steinbelag übergreifen. Alle Fugen an
der Oberfläche sind sorgfältig mit Steinkitt auszufüllen.

(8) Für spätere Beilegungen sind Traversenlöcher vorzusehen. Grabdenkmä-
ler und Einfassungen müssen ausnahmslos fundiert sein.

zu c Urnenwandnischen:

(1) Urnenwandnischen sind Grabstätten, die in ausgemauertem Zustand zur
Benützung zugewiesen werden. Die Zuweisung des Benutzungsrechtes
erfolgt auf 10 Jahre, wobei eine Erneuerung des Benutzungsrechtes nach
§ 6 dieser Friedhofsordnung möglich ist.

(2) Es können ausschließlich Urnennischen für die Beisetzung von 4 Asche-
kapseln zugewiesen werden.

zu d Urnen räber:

(1) Urnengräber sind Grabstätten, die zur Beisetzung von Urnen mit der
Asche des Verstorbenen bestimmt sind.

(2) Die Zuweisung des Benutzungsrechtes erfolgt auf 10 Jahre, wobei eine
Erneuerung des Benutzungsrechtes nach § 6 dieser Friedhofsordnung
möglich ist.

(3) Die Fundamentmaße der Urnengräber betragen:

Friedhof Gerasdorf

Außenmaße: 1,40 m lang
1,40 m breit

Innenmaße: 1, 00 m lang
1,00 m breit
1,00 m tief

(4) Urnen dürfen auch in Erdgräbem beigesetzt werden. In diesem Fall muss



die Beisetzung in mindestens 50 cm Tiefe erfolgen. Für die Herstellung der
Fundamente gilt der Absatz a) ErdgräberZif. 5 sinngemäß.

(5) Es können Urnengräber für die Beisetzung von 4 Urnen und Urnengräber
für die Beisetzung von 8 Urnen zugewiesen werden.

zu e Wiesen räber:

(1) Wiesengräber sind Grabstätten zur ausschließlichen Beisetzung von
verrottbaren Urnen oderAschekapseln.

(2) Eine gewünschte Beschriftung erfolgt auf 20 Jahre ausschließlich
durch

die Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien.

§ 3 ..
Gräberverzeichnis - Ubersichts lan

Bei der Friedhofsverwaltung liegen ein Gräberverzeichnis, aus dem die Identität der auf
dem Friedhof bestatteten Personen hervorgeht, sowie ein Ubersichtsplan über die Lage
der einzelnen Grabstellen zur allgemeinen Einsichtnahme während der Bürgerservice-
Zeiten auf.

§4
Zuweisun des Benützun srechtes an einer Grabstelle

1. ) Um die Zuweisung einer Grabstelle ist bei der Friedhofsverwaltung unter Angabe
des gewünschten Friedhofes, der gewünschten Grabart und der örtlichen Lage der
Grabstelle (Ubersichtsplan) anzusuchen.

2. ) Bei der Zuweisung eines Grabes besteht kein Rechtsanspruch auf eine bestimmte
Grabart oder bestimmte örtliche Lage der Grabstelle.

3. ) Über das Ansuchen wird mit Bescheid entschieden. Der Bewilligungsbescheid ent-
hält den/die Namen der benützungsberechtigten Person/en, die genaue Bezeich-
nung des Friedhofes, der Grabstelle, der Grabart und das Datum des Ablaufes des
Benutzungsrechtes (ausgenommen Wiesengräber, siehe §§ 5 und 6).

4. ) Das Ansuchen auf Zuweisung einer Grabstelle darf nicht abgelehnt werden, wenn
es sich bei dem oder der Verstorbenen um ein Gemeindemitglied oder um ein
langjähriges ehemaliges Gemeindemitglied handelt oder der Todesfall im Gemein-
degebiet eingetreten ist oder in der Gemeinde des oder der Verstorbenen kein
Fried hof vorhanden ist. Darüber hinaus dürfen Anträge nur abgelehnt werden,
wenn der Gemeinderat wegen der begrenzten Belagsmöglichkeit der Friedhöfe
und im Hinblick auf den eigenen Bedarf der Gemeinde die Sperre der Gemeinde-
friedhöfe für Gemeindefremde generell beschlossen hat und dieser Beschluss orts-
üblich kundgemacht worden ist.

5. ) Der Erwerb eines Grabes ist nur im Anlassfall gestattet, d. h. nach Eintritt des To-
des eines Angehörigen oder der betroffenen Person.

§5
Inhalt und Dauer des Benüteun srechtes



1. ) Das Benutzungsrecht steht einer oder mehreren Personen zu.

2. ) Es berechtigt je nach Art der zugewiesen Grabstelle zur Bestattung von Leichen
und Leichenteilen oder zur Beisetzung von Urnen. Es berechtigt und verpflichtet
nach Maßgabe der Friedhofsordnung zur Ausgestaltung und zur Instandhaltung
der Grabstelle.

3. ) Das erstmalige Benutzungsrecht endet bei Erdgräbern und bei Urnengrabstellen
nach Ablauf von zehn Kalenderjahren, bei gemauerten Grabstellen (Grüfte) nach
Ablauf von dreißig Kalenderjahren nach der Begründung. Die Fristen beginnen mit
dem auf die Begründung des Benutzungsrechtes folgenden Jahr.

4. ) Jede benützungsberechtigte Person und deren Ehegatte oder dessen Ehegattin
haben Anspruch auf Beisetzung in dieser Grabstelle. Die benützungsberechtigte
Person kann die Beisetzung weiterer Personen gestatten. Verfügen mehrere Per-
sonen über ein Benutzungsrecht an der Grabstelle, müssen alle der Beisetzung
weiterer Personen zustimmen.

5. ) Die Mindestruhefrist beträgt 1 0 Jahre. Innerhalb dieser Frist darf nur eine der Art
und Größe der Grabstelle entsprechende Anzahl von Leichen bestattet werden
(Höchstbelagszahl). Nach Ablauf der Mindestruhefrist können Leichen oder Lei-
chenreste von der Friedhofsverwaltung oder durch von ihr beauftragte Personen
innerhalb der Grabstelle zusammengelegt werden. Die zusammengelegten Lei-
chenreste sind in ein leicht verrottbares Behältnis zu geben oder am Grund der Be-
gräbnisstätte wieder zu bestatten.

6. ) Bei Wiesengräber handelt es sich um ein einmaliges Benutzungsrecht zwecks Be-
erdigung einer verrottbaren Urne.

1.)

2.)

Verlän erun
§6

des Benützun srechts

Mit jeder Belegung wird das Benutzungsrecht auf 10 Jahre verlängert. Die Frist be-
ginnt mit dem auf die Verlängerung des Benutzungsrechts folgenden Jahr (ausge-
nommen Wiesengräber).

Das Benutzungsrecht verlängert sich jeweils um weitere 10 Kalenderjahre, wenn
die benützungsberechtigte Person die Verlängerungsgebühr vor Ablauf des Kalen-
derjahres, mit dessen Ablauf das geltende Benutzungsrecht endet, entrichtet.

3. ) Mindestens 6 Monate vor Zeitablauf des Benutzungsrechts wird die benützungsbe-
rechtigte Person schriftlich durch die Gemeinde verständigt, dass das Benützungs-
recht abläuft. Ist die benützungsberechtigte Person unbekannten Aufenthaltes und
kann sie nicht leicht ausgeforscht werden, erfolgt durch die Gemeinde die Verstän-
digung darüber durch dreimonatigen Anschlag am Friedhof.



4. ) Wird die Verlängerungsgebühr nicht zeitgerecht entrichtet, wird die benützungsbe-
rechtigte Person nachweislich darüber in Kenntnis gesetzt, dass das Benützungs-
recht erlischt, wenn die Verlängerungsgebühr nicht binnen eines Monats entrichtet
wird.

5. ) Von der Verlängerung des Benutzungsrechtes sind Wiesengräber ausgenommen.

§7
Ubertra un und Eintritt

in das Benützun srecht an einer Grabstelle

1. ) Auf Antrag der benützungsberechtigten Person kann das Benutzungsrecht einer
anderen physischen oder juristischen Person mit deren Einverständnis durch Be-
scheid der Gemeinde übertragen werden.

2. ) Nach dem Tod der benützungsberechtigten Person können die nahen Angehöri-
gen des oder der Verstorbenen (Ehegatte/Ehegattin, eingetragener Partner/Part-
nerin, Lebensgefährte/Lebensgefährtin, Kinder, Eltern, die übrigen Nachkommen,
Großeltern, Geschwister) den Eintritt in das Benutzungsrecht binnen 3 Monate be-
antragen. Über die Zuerkennung des Benutzungsrechtes wird von der Gemeinde
entsprechend der gesetzlichen Reihenfolge (siehe oben) mit Bescheid entschie-
den. Macht keiner der nahen Angehörigen vom Eintrittsrecht Gebrauch, wird das
Benutzungsrecht mit Bescheid jener Person zuerkannt, die die Grabstellengebühr
entrichtet hat.

§8
Erlöschen des Benützun srechtes

1. ) Das Benutzungsrecht erlischt:
1. durch Zeitablauf wegen Nichtentrichtung der Verlängerungsgebühr
2. durch schriftlichen Verzicht,
3. durch Entzug wegen Vernachlässigung der Instandhaltungspflicht (§ 33 Abs.

4 NO Bestattungsgesetz idgF. ) oder
4. bei Auflassung oder Schließung des Friedhofs oder eines Teiles des

Friedhofes.

2. ) Bei Grüften ist mit Ausnahme des Falles, dass der Friedhof aufgelassen wird, eine
mindestens dreimalige Verlängerung des Benutzungsrechtes zuzulassen.

3. ) Bei Erlöschen des Benutzungsrechts wird die Gemeinde auf die Dauer von vier
Monaten die Grabstelle als "Heimgefallen" kennzeichnen und den "Heimfall" an der
Amtstafel der Gemeinde sowie am Friedhof kundmachen.

4. ) Denkmäler, Einfassungen und Baubestandteile jeglicher Art sind innerhalb der
Kundmachungsfrist des Abs. 3 durch die bisherige benützungsberechtigte Person
zu entfernen, sofern nicht eine nachweisliche Eigentumsübertragung an eine neue
benützungsberechtigte Person dieser Grabstelle erfolgt. Andernfalls geht das Ei-
gentum auf die Gemeinde über, die der bisherigen benützungsberechtigten Person
die Kosten für die Abtragung vorschreiben kann.

5. ) Nach Ablauf der Kundmachungsfrist kann die Gemeinde Leichenreste und Urnen
in einer gemeindeeigenen Grabstelle beisetzen.



Aus estaltun
§9

und Erhaltun einer Grabstelle

1. ) Die Grabstellen sind innerhalb von 6 Monaten nach Erwerb des Benützungsrech-
tes entsprechend der Würde des Ortes auszugestalten.

2. ) Die Errichtung eines Grabdenkmales (z. B. Kreuz, Tafel, Grabstein, Skulptur, Denk-
malüberdachung) ist der Gemeinde im Vorhinein anzuzeigen. Der Anzeige ist eine
Beschreibung des Denkmales mit Angabe der Grabinschrift sowie eine Skizze bei-
zulegen. Das Denkmal darf nur von einem befugten Gewerbetreibenden errichtet
werden. Dieser hat auf der Anzeige zu bestätigen, dass die Ausführung nach den
geltenden gesetzlichen Bestimmungen erfolgt. Diese Anzeige ersetzt nicht allen-
falls notwendige Anzeigen und Anträge nach den baurechtlichen Vorschriften.

3. ) Die Errichtung von Grabdenkmälern ist innerhalb einer Frist von vier Wochen nach
Einlangen der Anzeige mit Bescheid zu untersagen, wenn:

1. das geplante Grabdenkmal oder dessen Inschrift nicht der Würde und Pietät
der Friedhofsanlage entspricht,

2. das Grabdenkmal andere Grabstellen beeinträchtigen würde oder
3. das Grabdenkmal der Friedhofsordnung nicht entspricht.

4. ) Vor Ablauf der Frist von vier Wochen kann die Gemeinde mit Bescheid feststellen,
dass das geplante Vorhaben Abs. 3 Z. 1 bis 3 nicht widerspricht, und die Ausfüh-
rung gestatten.

5. ) Die gärtnerische Ausgestaltung und dauernde Pflege der Grabstelle obliegt
dem/den Benützungsberechtigten.

6. ) Das Bepflanzen der Grabstelle mit Bäumen und Sträuchern ist nicht gestattet.
Über die Grabstelle hinausgehende Ausgestaltungen sind nicht gestattet.

7. ) Die Ausschmückung der Grabstätten durch Anpflanzen von Bäumen und Sträu-
ehern ist nicht gestattet.

8. ) Das Aufstellen unpassender Gefäße, wie Blechdosen, Flaschen, Einsiedegläser,
etc. zur Aufnahme von Schnittblumen und dergleichen ist nicht gestattet. Sie kön-
nen von der Gemeinde oder von ihr beauftragten Personen (z. B. Friedhofsverwal-
tung) ohne vorherige Verständigung des Benützungsberechtigten entfernt werden.
Die Gemeinde hat solche Gegenstände auf eine Dauer von 6 Monaten ab Entfer-
nung aufzubewahren. Innerhalb dieser Frist sind sie auf Wunsch dem Benützungs-
berechtigten auszufolgen oder ihm auf seine Kosten zu senden. Nach Ablauf der 6
Monate kann die Gemeinde über die Gegenstände frei verfügen.



9. ) Bei den Laternen der Urnenwandnischen ist dafür Sorge zu tragen, dass diese
nicht durch unsachgemäße Verwendung von zu großen Grabkerzen zerstört wer-
den. Sollte dies jedoch eintreten, muss die Instandsetzung auf Kosten des Benüt-
zungsberechtigten erfolgen.

10. ) Die Ausgestaltung der Wiesengräber obliegt ausschließlich der Stadtgemeinde
Gerasdorf bei Wien.

§10
Verwahrlosun und Baufälli keit von Grabstellen und Grabdenkmälern

1. ) Ist eine Grabanlage oder eine Gruftanlage baufällig oder verwahrlost, ist die Ge-
meinde berechtigt, die benützungsberechtigte Person mit Bescheid zu verpflichten,
in angemessener Frist, längstens jedoch binnen vier Monaten, die Anlage in Stand
zu setzen. Die Frist kann in begründeten Fällen um weitere zwei Monate verlängert
werden.

2. ) Bei Gefahr in Verzug durch offensichtliche Baufälligkeit oder Verwahrlosung ordnet
die Gemeinde sofortige Sicherungsmaßnahmen auf Kosten der benützungsbe-
rechtigten Person an.

3. ) Ist die benützungsberechtigte Person unbekannten Aufenthalts und kann sie nicht
leicht ausgeforscht werden, wird die Aufforderung zur Instandsetzung vier Monate
hindurch an derAmtstafel der Gemeinde und durch Anschlag am Friedhof verlaut-
bart. In diesem Fall beginnt die Instandsetzungsfrist mit dem ersten Tag des Mona-
tes, der dem Tage des Anschlages an der Gemeindetafel folgt. Der Tag des An-
Schlages sowie der Tag, mit dem die Frist abläuft, sind in der Verlautbarung anzu-
führen. Im Anschlag ist auf die Rechtsfolge des Erlöschens des Benutzungsrechts
hinzuweisen (Entzug wegen Vernachlässigung der Instandhaltungspflicht).

4. ) Kommt eine benützungsberechtigte Person einer Verpflichtung zur Instandsetzung
nicht nach, gilt das Benutzungsrecht mit Ablauf des Jahres, in dem die Frist abge-
laufen ist, als entzogen.

§11
Bestattun

1. ) Jede Leiche ist nach Ablauf von zwei und vor Ablauf von vier Tagen nach Ausstel-
len derTodesbescheinigung zu bestatten. Sind geeignete Kühl- oder Konservie-
rungsmöglichkeiten vorhanden, ist die Leiche vor Ablauf von vierzehn Tagen nach
Ausstellung der Todesbescheinigung zu bestatten. Bei Abgabe einer Leiche an ein
anatomisches Institut oder mit Bewilligung des Bürgermeisters kann von dieser
Frist abgesehen werden. Im letzteren Fall jedoch nur, wenn keine sanitärpolizeili-
chen Bedenken entgegenstehen.

2. ) Die beabsichtige Bestattung von Leichen und Urnen auf Friedhöfen ist von der Be-
nutzungsberechtigten Person der Grabstelle der Gemeinde anzuzeigen. Bei Tod
der benützungsberechtigten Person ist die Anzeige von den nahen Angehörigen
zu erstatten.

3. ) Die Bestattung einer Leiche in einer Grabstelle ist nur bis zur Höchstbelagszahl zu-
lässig, sofern nicht eine Zusammenlegung von Leichenresten möglich ist.



4. ) Ist eine Bestattung nach Abs. 2 nicht möglich, wird der anzeigenden Person von
der Gemeinde eine freie Grabstelle angeboten.

5. ) Die nahen Angehörigen des Verstorbenen haben in folgender Reihenfolge für die
Bestattung Sorge zu tragen:

1. Ehegatte oder Ehegattin
2. Lebensgefährte oder Lebensgefährtin
3. Eingetragener Partner oder Partnerin
4. Kinder
5. Eltern
6. die übrigen Nachkommen
7. die Großeltern
8. die Geschwister

6. ) Sind die genannten Personen nicht vorhanden oder kommen sie ihrer Verpflich-
tung nicht innerhalb der genannten Frist nach, hat die Gemeinde, in der sich der
Todesfall ereignet hat oder die Leiche aufgefunden wurde, ein anatomisches
Universitätsinstitut zu verständigen, dass es die Abholung der Leiche auf seine
Kosten veranlassen kann. Macht das Institut davon innerhalb von vier Tagen ab
Verständigung keinen Gebrauch, hat die Gemeinde für die Bestattung Sorge zu
tragen. Diese Verpflichtung der Gemeinde umfasst nicht die Veranstaltung eines
Leichenbegängnisses. Auch das Recht zur Einhebung der vorgesehenen Fried-
hofsgebühren bleibt davon unberührt.

7. ) Ohne schriftliche Anweisung der Friedhofsverwaltung darf der Totengräber eine
Leiche oder Urne nicht bestatten. Die Leiche oder Urne ist in jenem Grab beizuset-
zen, welches durch die Anweisung bezeichnet ist.

8. ) In der Regel darf die Wiederöffnung eines bereits geschlossenen Grabes nur nach
Ablauf von 10 Jahren nach der Beerdigung erfolgen. Ausnahmen finden satt:
a) Bei Exhumierungen
b) Bei Nachlage von Leichen in Gräbern und Grüften

9. ) Bei Wiederbelegung einer Grabstelle sind die etwa noch vorhandenen Knochen
sorgfältig zu sammeln und am Kopfende des offenen Grabes, 50 cm tiefer als die
Grabsohle, endgültig beizusetzen.

10. ) Tot- und Fehlgeburten können auch im Rahmen einer Sammelbestattung beige-
setzt werden.

11 ) Unter die Bestattungspflicht fallen nicht die Gebeine und Skelette, denen histori-
sehe, anthropologische oder religiöse Bedeutung zukommt.

12. ) Das Öffnen und Schließen von Gräbern und Grüften sowie die Beisetzung von Lei-
chen und Urnen ist nur dem von der Friedhofsverwaltung bestellten Personal bzw
beauftragten Unternehmen gestattet.



§12
Einsar un

1. ) Für die Einsargung der Leiche dürfen nur fest gefügte und abgedichtete Särge (Ur-
nen) und in Grüften nur Metallsärge verwendet werden. Das Sargmarerial darf in
Gräbern die rasche Verwesung der Leiche nicht beeinträchtigen.

§13
Leichenkammer Aufbahrun shalle Leichentrans ort

1. ) Nach dem Totenbeschau ist jede Leiche in eine Aufbahrungshalle oder Leichen-
kammerzu überführen.

2. ) Jede Leichenüberführung innerhalb des Gemeindegebietes ist mit hierzu geeigne-
ten und für diesen Zweck ausschließlich bestimmten Fahrzeugen durchzuführen.

3. ) Die Aufbahrungshalle dient zur Aufbahrung von Leichen und zur Abhaltung von
ortsüblichen Trauerfeierlichkeiten. Sie muss hinsichtlich Größe und Ausstattung
den örtlichen Gegebenheiten entsprechen.

4.)

1.)

2.)

Aufbahrungen dürfen nur in der Aufbahrungshalle vorgenommen werden. Außer-
halb der Aufbahrungshalle darf eine Leiche nur mit Bewilligung des Bürgermeisters
aufgebahrt werden. Diese Bewilligung ist zu verweigern, wenn sanitärpolizeiliche
oder sonstige ernste Bedenken entgegenstehen. Kurzfristige Aufbahrungen in der
Kirche sind von diesen Bestimmungen nicht betroffen.

§14
Enterdi un

Eine Enterdigung einer Leiche bedarf einer Bewilligung der Gemeinde. Keiner Be-
willigung bedürfen behördliche oder gerichtlich angeordnete Enterdigungen sowie
Enterdigungen durch die Friedhofsverwaltung zum Zwecke einer Umbettung oder
einer Zusammenlegung innerhalb der Bestattungsanlage nach Ablauf der Min-
destruhefrist. Behördliche oder gerichtlich angeordnete Enterdigungen sind von
der anordnenden Stelle vor der Enterdigung der Gemeinde unter unter Übersen-
dung/Ubergabe einer Ausfertigung der Anordnung zur Kenntnis zu bringen. Wird
die enterdigte Leiche in dieser Grabstelle nicht sofort wieder bestattet, ist die Ent-
fernung der Leiche im Grabstellenverzeichnis zu vermerken.
Eine Enterdigung ist erst nach Ablauf der Mindestruhefrist möglich. Liegen wichtige
Gründe vor, kann eine Enterdigung auch vor Ablauf der Mindestruhefrist erfolgen.

3. ) Anträge auf Enterdigung können von der benützungsberechtigten Person gestellt
werden. Anträge auf Enterdigungen können auch von nahen Angehörigen mit Zu-
Stimmung der benützungsberechtigten Person gestellt werden. Im Antrag ist der
weitere Verbleib der Leiche anzugeben.
Bei sanitärpolizeilichen Bedenken werden zur Vermeidung von Gefährdungen und
Belästigungen Auflagen vorgeschrieben.
Eine Enterdigung vor Ablauf der Mindestruhefrist darf nur von befugten Bestat-
tungsunternehmen vorgenommen werden.
Grabarbeiten bis zum Sarg dürfen durch vom Betreiber des Friedhofes bestimmte
Personen durchgeführt werden.

§15

4.)

5.)

6.)



Uberführun

(1) Die beabsichtigte Überführung einer Leiche ist tunlichst 24 Stunden vorher
durch das Bestattungsunternehmen der Gemeinde, in der sich die Leiche befin-
det und der Gemeinde, in der die Bestattung erfolgen soll, schriftlich anzuzei-
gen.

(2) Leichen dürfen nur von einem befugten Bestattungsunternehmen überführt
werden.

(3) Ausgenommen von der Anzeigepflicht ist die Überführung von Leichen inner-
halb einer Gemeinde, an ein anatomisches Universitätsinstitut und im Zusam-
menhang mit einer behördlich oder gerichtlich angeordneten Obduktion.

§16
Verhalten auf dem Friedhof

1. ) Der Friedhof darf nur während der von der Friedhofsverwaltung am Eingang
des Friedhofes kundgemachten Besuchszeiten betreten werden.

2. ) Der Friedhof ist in den Monaten Mai bis einschließlich August von 6.00 bis
20.00 Uhr, in den Monaten März, April, September, Oktober, sowie am 1. und
2. November von 7.00 bis 18.00 Uhr, in der Zeit von 3. bis 30. November, so-
wie in den Monaten Dezember, Jänner und Februar von 8.00 bis 17.00 Uhr für
den Besuch geöffnet.

3. ) Auf dem Friedhof haben die Besucher alles zu unterlassen, was der Würde des
Ortes widerspricht. Für mitgeführte Hunde gilt Leinenpflicht. Den Anordnungen
der Friedhofsverwaltung bzw. den bestellten Fried hofsorganen ist jederzeit
Folge zu leisten. Zuwiderhandelnde können vom Friedhof verwiesen werden.

Insbesondere ist nicht gestattet:

a) Den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen und
zu beschädigen;

b) die Wege des Friedhofes mit Fahrzeugen aller Art zu befahren;
Ausnahmebewilligungen erteilt die Friedhofsverwaltung.
Keiner Ausnahmebewilligung bedarf der Einsatz gewerblicher Transport-
mittel im Rahmen gewerblicher Arbeiten, deren Durchführung im Sinne
des Abs. 4 bei der Friedhofsverwaltung angezeigt wurde;

c) Unbrauchbar gewordenen Grabschmuck oder Abfälle außerhalb der dafür
vorgesehenen Plätzen abzulegen.

d) Druckschriften zu verteilen und zu plakatieren, Waren aller Art sowie
gewerbliche Dienste anzubieten.

e) das Spielen, hterumlaufen, Rauchen, Lärmen und Konsumieren
von Alkohol

f) die Benützung nicht bestreuter Wege bei Glatteis oder bei Schneeglätte.

4. ) Gewerbliche Arbeiten dürfen auf dem Friedhof nur nach erfolgter Anzeige bei
der Friedhofsverwaltung durchgeführt werden. Die Betriebsinhaber haften für
alle Schäden, die durch die Ausführung gewerblicher Arbeiten an den Fried-
hofsanlagen eintreten, nach den Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes.
Während der Begräbnisfeierlichkeiten sind gewerbliche Arbeiten einzustellen.



§17
Strafbestimmun en

Übertretungen dieser Friedhofsordnung werden, sofern der Tatbestand einer Verwal-
tungsübertretung nach dem NO Bestattungsgesetz, LGBI. 9480 vorliegt, nach dem ge-
nannten Gesetz von der Bezirksverwaltungsbehörde bestraft.

§18
Inkrafttreten

Diese Friedhofsordnung tritt am 01 .01.2026 in Kraft.
Die dahin gültige Friedhofsordnung vom 01 .07. 2021 tritt mit gleichem Tage außer Kraft.

Der Bürgermeister
Mag. Dietmar Ruf

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

10. Ta esordnun s unkt

Friedhofsgebührenordnung

Der Stadtrat stellt den Antrag, die Friedhofsgebührenordnung laut folgenden Kundmachungs-
entwurfzu erlassen:

Verordnung
des Gemeinderates

über die Einhebung von Friedfhofsgebühren

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien hat in seiner Sitzung am
unter Pkt. ...... folgende

FRIEDHOFSGEBÜHRENORDNUNG
nach dem NO Bestattungsgesetz 2007

für die Friedhöfe der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien
beschlossen:

§1
Arten der Friedhofsgebühren

Für die Benützung der Gemeindefriedhöfe werden eingehoben:

a) Grabstellengebühren
b) Verlängerungsgebühren
c) Beerdigungsgebühren
d) Enterdigungsgebühren
e) Gebühren für die Benützung der Leichenkammer (Kühlanlage) und für die Aufbahrungshalle



§2
Grabstellengebühren

Die Grabstellengebühren für die Überlassung des Benutzungsrechtes auf 10 Jahre bei Erdgrab-
stellen, Umengrabstellen und Urnennischen bzw. auf 30 Jahre bei sonstigen Grabstellen
(Grüfte) beträgt für

Erd rabstellen für 10 Jahre

a) für Leichen und Urnen

1. Einzelgräber bis zu 2 Leichen/Urnen
2. Doppelgräber bis zu 4 Leichen/Urnen

b) für Urnen

1. bis zu 4 Urnen
2. bis zu 8 Urnen

Sonstige Grabstellen:

c) Urnennische (für 10 Jahre) und zwar

1. bis zu 4 Urnen

 
   

390,
780,

312,
468,  

1. 040,-

d) Sonstige Grabstellen (Grüfte - für 30 Jahre) und zwar

1. bis zu 3 Leichen/Urnen   1. 560,-
2. sonstige Grabstellen bis zu 6 Leichen/Urnen   3. 120,-
3. sonstige Grabstellen bis zu 9 Leichen/Urnen   4.680,-
4. sonstige Grabstellen bis zu 12 Leichen/Urnen   6. 240,-

e) Wiesengräber   1.040,-

§3
Verlängerungsgebühr

Für Erdgrabstellen und Urnennischen wird die Verlängerungsgebühr (für die weitere Verlänge-
rung des Benutzungsrechtes auf jeweils 10 Jahre) mit dem gleichen Betrag festgesetzt, der für
solche Gräber als Grabstellengebühr zu entrichten ist.
Für sonstige Grabstellen (Grüfte) wird die Verlängerungsgebühr (für die weitere Verlängerung
des Benutzungsrechtes auf jeweils 10 Jahre) mit einem Drittel des Betrages festgesetzt, der für
solche Gräber als Grabstellenbenützungsgebühr zu entrichten ist.

§4
Beerdigungsgebühren

(1) Die Beerdigungsgebühren (für das Offnen und Schließen der Grabstelle und die Bereitstel-
lung des Versenkungsapparates) beträgt bei:

a) Beerdigung einer Leiche in einem Erdgrab   520,-
b) Beerdigung einer Urne in einem Erdgrab für Leichen   130,-
c) Beerdigung einer Urne in einem Erdgrab für Urnen   130,-
d) Beisetzung einer Urne in einer Urnennische   130,-
e) Beisetzung einer Leiche in einer einfachen Gruft   1 . 300,-



f) Beisetzung einer Leiche in einer doppelten Gruft
g) Beisetzung einer Urne in einer Gruft für Leichen
h) Beisetzung einer Urne in einem Wiesengrab

  
1.560,-  
1.300,-  

195,-

(2) Die Beerdigungsgebühr von Leichen von Kindern (unter 10 Jahren) beträgt die Hälfte
der in Absatz 1 festgesetzten Gebührensätze.

(3) Bei Erdgräbern mit Deckel (blinde Gruft) beträgt die Gebühr
a) einfache (blinde) Gruft   1. 040,-
b) doppelte (blinde) Gruft   1.430,-
c) für Urnengräber   910,-
d) einfache Gruft mit Einzug   1. 000,-

(4) Wenn anlässlich der Exhumierung eine Wiederbestattung in demselben Grab
(Erdgrab) vorgenommen wird, beträgt
die Gebühr einschließlich Versenkungsapparat   80, 00.

§5
Enterdigungsgebühr

Die Enterdigungsgebühr für die Enterdigung (§19 Abs. 1 NO Bestattungsgesetz 2007) beträgt das
Zweieinviertelfache der jeweiligen Beerdigungsgebühr.

§6
Gebühren für die Aufbahrungshalle, die Leichenkammergebühr (Kühlanlage) und

Namensschild bei Wiesengräbern

a) Benützung der Leichenkammer (Kühlanlage) je angefangenen Tag
b) Benützung der Aufbahrungshalle je angefangenen Tag

c) Namensschild für Wiesengräber (auf 20 Jahre)

§7
Schlussbestimmungen

Diese Gebührenordnung tritt mit dem 1. 1.2026 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die bisher geltende Friedhofsgebührenordnung außer Kraft.

  
65,-

 

195,-

  
65,-

Der Bürgermeister
Mag. Dietmar Ruf

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

11. Ta esordnun s unkt

Musikschule

StR. Hoffmann berichtet, dass das unter TOP 3 der vorangegangenen Sitzung des Musikaus-
Schusses avisierte Gespräch bezüglich der Gründung eines Musikschulverbandes stattgefunden
hat. Im Besonderen Bgm. Oberschil ist hier eine kompetente und wertvolle Kommunikationsdreh-
Scheibe.

Da eine Gründung - mit welchen und wie vielen Teilnehmern auch immer - vor dem Beginn des
kommenden Schuljahres nicht möglich und auch noch nicht endgültig fixiert ist, ein gemeinsamer
Tarif eines Verbandes also erst mit dem Schuljahr 2026/27 angestrebt wird, soll in einem Zwi-
schenschritt im SJ 2025/26 das aktuelle Gerasdorfer Tarifschema angepasst werden.



Die Tarife sollen in zwei Stufen angeglichen werden, wobei höhere Tarife aus Gerasdorf bei Wien
eingefroren werden bis zu einer angestrebten Angleichung bei Gründung eines Verbandes.
Zur Information wird dem Ausschuss ein Auszug aus dem Musikschulmonitoring 2023/24 sowie
der Tarif der Marktgemeinde Langenzersdorf zur Kenntnis gebracht.

Bei einer Angleichung im Zuge der Verbandsgründung werden auch Rahmenbedingen wie Sozi-
altarife, Stundenarten (z. B. Stunden mit 2, 4 Schülern) U. A. anzugleichen sein. Ohne Fixierung
der endgültigen Verbandsteilnehmer ist das für das SJ 2025/26 nicht angezeigt.

Der Stadtrat stellt den Antrag, die Tarife der Musikschule der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien
mit den Beträgen wie im vorgelegten Schema für das SJ 2025/26 festgehalten für das SJ 2025/26
festzulegen. Zudem sind die Tarife "Gerasdorfer ohne Hauptwohnsitz" ersatzlos zu streichen. Die
Tarife "Auswärtige" werden unbenannt in "Schüler ohne Hauptwohnsitz in Gerasdorf bei Wien"
und gelten für alle "nicht-Hauptwohnsitzer" unbeschadet eines allfälligen Nebenwohnsitzes in Ge-
rasdorf bei Wien. Der bestehende Beschluss für Mangelinstrumente bleibt im SJ 2025/26 aufrecht.

Seit 2020 gab es keine Neuanmeldungen eines Kindes mit Sozialtarif.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

12. Ta esordnun s unkt

Erhöhung des Spielkostenbeitrags für alle Kindergärten

StR Sailer berichtet, dass sich die Kindergartenleiterinnen aller fünf Gerasdorfer Kindergärten mit
einem Ansuchen bezüglich der Erhöhung des Spielkostenbeitrages ab September 2025 an den
Gemeinderat der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien gewendet haben. Als Spielkostenbeitrag
wird laut Gemeinderatsbeschluss von 10. 12. 2012 Top7 zweimal jährlich ein Betrag von   66, 00
brutto (  60,00 netto =   10, 00/monatlich) pro Kind von der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien
eingehoben und dem Kindergarten zur Verfügung gestellt. Der Spielkostenbeitrag dient zum Kauf
von Spiel-, Bastei- und Fördermaterialien. Die Höhe des Spielkostenbeitrages wurde seit 2012
nicht angepasst. Die Preise für Spiel-, Lern- und Verbrauchsmaterialien (z. B. Stifte, Farben, etc.)
sind gestiegen. In umliegenden Gemeinden werden zwischen   14,00 und   16,00 pro Monat
eingehoben, in manchen NO Gemeinden beträgt der Spielkostenbeitrag bis zu   22, 00 monatlich.
Die Leiterinnen der Gerasdorfer Kindergärten empfehlen den Spielkostenbeitrag auf ca.   18,00
monatlich zu erhöhen.

Der Stadtrat stellt den Antrag, den Spielkostenbeitrag ab September 2025 auf   16, 50 brutto
monatlich, somit halbjährlich   99,00 brutto, zu erhöhen.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

13. Ta esordnun s unkt

Übernahme von Buskosten für Kindergärten und Schulen

a. )StR Sailer berichtet, dass es bezüglich der Übernahme von Buskosten für die Gerasdorfer Kin-
dergärten und Schulen mehrere Beschlüsse gibt. Die Beschlüsse für die Übernahme der Buskos-
ten der Kindergärten sollen vorübergehend beibehalten werden.

Der Stadtrat stellt den Antrag, alle Beschlüsse der zuständigen Gremien betreffend Übernahme
Buskosten für Schulen aufzuheben.

Beschluss: mehrstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: mehrstimmig
Dafür: FPÖ, ÖVP, GR Vogler
Enthalten: GR Koza, GR Kastner-Frank

Dagegen: SPD



b. Schulen: Übernahme Fahrtkosten Schulveranstaltungen
Der Stadtrat stellt den Antrag, für die Fahrtkosten der Fahrten für ein- oder mehrtägige Schulver-
anstaltungen (wie Z. B. Ausflüge, Projektwochen, Projekttage, Sportwoche) einen Fahrtkostenzu-
schuss - jeder Schule max.   1. 000,00 inkl. USt. pro Klasse und Schuljahr - zu gewähren. Die
Zuteilung erfolgt über die Schulleitung und erfolgt ab September 2025.

Beschluss: mehrstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: mehrstimmig
Dafür: FPÖ, ÖVP, GRÜNE
Enthalten: SPÖ

14. Ta esordnun s unkt

Wohnbau

a.) Betreutes Wohnen

VBgm. Hana berichtet, dass am 15.05.2025 gemeinsam mit Bgm. Mag. Dietmar Ruf und dem Amt
der NO-Landesregierung, Abteilung Soziales und Generationenförderung (GS5) verschiedene
Optionen für ein zukunftsorientiertes Seniorenwohnmodell in Gerasdorf diskutiert wurden.

Folgende Varianten wurden thematisiert und können in Kombination für die Stadtgemeinde nach
Grundsatzbeschluss durch den Gemeinderat in Zusammenarbeit mit dem Bauträger und dem
Land NO konzeptioniert werden:

1. 24-Stunden-Betreuung vor Ort
o Möglichkeit zur Schaffung von Wohneinheiten mit permanent verfügbarer Betreu-

ung
o Anforderungen an Trägerschaft und Personalstruktur wurden angeschnitten

2. Tagesstätte für Seniorinnen und Senioren
o Als ergänzendes Angebot für Tagesbetreuung
o Zielgruppe: betreuungsbedürftige Menschen, die noch zu Hause leben

3. Seniorenwohnheim
o Kleingliedrige Wohneinheiten unter 40m2 Wnfl

o Kostengünstig in der Anmietung, höhere Kapazität
4. Begleitetes Wohnen mit integrierter Pflegemöglichkeit

o als kombinierte, flexible Lösung mit niedrigschwelligen Betreuungsangeboten
o besonders geeignet zur Förderung der Selbstständigkeit bei gleichzeitiger Sicher-

heit

Ein Vertreter der NO Wohnbauförderung war im Ausschuss ebenfalls anwesend und präsentierte
die möglichen Fördermodelle für die genannten Varianten. Dabei wurde insbesondere auf fol-
gende Punkte eingegangen:

. Fördervoraussetzungen für betreutes Wohnen und Pflegeeinrichtungen

. Kombinationsmöglichkeiten mit gemeinnützigen Bauträgern

. Einbindung der Gemeinde in Planung und Betrieb

. Bedarfserhebung und mögliche Beteiligung von Kooperationspartnern

Seitens der Landesregierung wurde Unterstützung in der weiteren Konzeption und Projektent-
Wicklung zugesagt. Die nächsten Schritte sollen in Abstimmung mit potenziellen Trägern beste-
hen.

Weiteres darf berichtet werden, dass am 26.05.2025 gemeinsam mit Bgm. Mag. Dietmar Ruf und
dem Vorstandsvorsitzenden der NBG Martin Schuster stadtgefunden hat. Dabei wurden die o.a.



Besprechung reflektiert und in der nachstehenden Vereinbarung für die Erstellung eines Bau-
rechtsvertrages ergänzt. Nach Abschluss dieser Vereinbarung wird seitens NBG ein Pachtvertrag
erstellt von RA Dr. Ingmar Etzersdorf und zur neuerlichen Beschlussfassung dem Gemeinderat
vorgelegt:

Der Stadtrat stellt den Antrag, die Vereinbarung zum Abschluss eines Baurechtsvertrages mit der
NBG damit weitere Schritte für den Neubau eines "Seniorenzentrum Gerasdorf" eingeleitet wer-
den können, zu beschließen. Bei der Gesamtfläche (8944m2) soll die zukünftig angedachte Fläche

für die Zufahrt von der Schulgasse zum Seniorenzentrum (1927, 79m2) abgezogen werden (übrige
Fläche 7016, 21m2 ). Die exakte m2 Fläche wird im Baurechtsvertrag berücksichtigt.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

b. ) Junges Wohnen Grundstücksverkauf Thomas Harich Gasse (GSTNr 4217/3, 4217/4)

VBgm. Hana berichtet, dass 26. 05. 2025 gemeinsam mit Bgm. Dietmar Ruf und dem Vorstands-
Vorsitzenden der NBG Martin Schuster stattgefunden hat. Dabei wurde für die Realisierung von
12 Jugend-Starterwohnungen eine Bebauungsstudie vorgelegt, welche als Grundlage für die ge-
plante Bebauung dienen soll.
Hierbei handelt sich um die Neuerrichtung von 12 Einheiten mit einer ungefähren Wohnnutzfläche
von ca. 60m2 zuzüglich Nebenräume und PKW-Abstellplätze.
Die Möglichkeit einer Ablöse von 6 PKW-Stellplätze wird seitens Stadtgemeinde der NBG einge-
räumt, damit Vergabe an Jugendliche leistbarer gestaltet wird durch den Entfall der Errichtungs-
kosten der nicht ausgeführten Stellplätze.
Die Höhe der Abgabe (  13.500,-/Stellplatz) soll seitens Stadtgemeinde als "Förderung Junges-
Wohnen" auf eine noch zu definierende Dauer abgeschrieben werden.
Der Stadtgemeinde wird das Vergaberecht der Wohnungen eingeräumt.

Der Stadtrat stellt den Antrag, das Kaufanbot der NBG anzunehmen.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

15. Ta esordnun s unkt

ABA Gerasdorf bei Wien - LEITUNGSINFORMATIONSSYSTEM (LIS) ABWASSER

StR Zein berichtet, dass die l U P hinsichtlich Komplettierung des Leitungsinformationssystems
(LIS) der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien ein Honorarangebot gelegt hat.
Es wurden alle noch ausständigen Leitungen (insbesondere Abwasserdruckleitungen) erhoben.
Bei den genannten Abwasserdruckleitungen handelt es sich um Druckleitungen von Pumpstatio-
nen (nicht um Vakuumleitun en .
Da die Gesamtleitungslänge mehr als 10 km beträgt, ist die Einreichung eines eigenes Förde-
rungsbauabschnittes sinnvoll.
Es sollte zumindest das Förderansuchen gestellt werden, da aktuell mit einer Förderun szusa e
von 2 bis 3 Jahren nach Antra sein an zu rechnen ist.

Zusatzinformation: Bei einer Leitungslänge von 10.600 m und den veranschlagten Kosten istge-
maß den derzeit eilenden Förderun s esetzen (UFG und NO WWFG) mit einer Gesamtförder-
summe von Bund und Land NO mit   26.500 - zu rechnen.



^s.^^^=^^^^^^^-
men.

      

0, 00
0,00
0,00
0, 00
0,00

-21. 525, 00

VA-"SIteile:"5%5105-0702 Leitungskataster KG Seyring - LIS Vakuumstation

VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen
Kreditrest 03.06.2025:
Noch einzuarbeitender Überschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschiuss (21. 525,00  ) verbleibender Rest:

Ist im Entwurf zum 1 . Nachtragsvoranschlag 2025 berücksichtigt

VA-Stelle: 5/85105-0703 Leitungsktataster Föhrenhain - LIS Kanalisationsanlagen
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen
Kreditrest 03. 06. 2025:
Noch einzuarbeitender Überschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (21. 525, 00  ) verbleibender Rest:

Ist im Entwurf zum 1. Nachtragsvoranschlag 2025 berücksichtigt.

      

0, 00

0,00
0,00
0, 00
0,00

-21. 525, 00

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

16. Ta esordnun s unkt
Grundsatzbeschluss - Hinweisschilder Arzt

Zur einheitlichen Vorgangsweise bei künftigen Ansuchen z^AufsteHung^o^weisschildern
föurlA;lz;p^e'nüim oSlShenRaum soll ein Gmndsatzbeschluss gefasst werden.
Ziel dieses Beschlusses ist es, die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Genehmigung sol-
eher Schilder einheitlich abzuklären.

Antragsberechtigt sind ausschließl-ch Angehörige im Sinne des Gesundheitsberuferegisterge-
setzes mit Praxis innerhalb des Stadtgebiets:

Erforderliche Unterlagen für die Antragstellung:
. Ansuchen mit kurzer Begründung

. Nachweis der fachlichen Qualifikation (z. B. Diplomzeugnis oder Beruf sa usweis)

. Vorschlag für den gewünschten Standort - abzustimmen mit der Fachabteilung

t stellt den Antrag, Ansuchen mit ausreichenden Unterlagen_fürdieAufsteHu^von
^tssSmTa2h?u"koA^'^seu^T°stae""^^^
Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

17. Ta esordnun s unkt



Mobile Radarüberwachung im Gemeindegebiet
Übertragung der punktuellen Geschwindigkeitsmessung

^^^bemK^^^^y^^4^e^s.
^£S^^^^^^^re r^^^wmt^b
StVO zu stellen.

ÄÄÄSSsar^Ä---"
'sssssss.sssxssssr"-^
~?£=S^S£i"^S£'^s:'^£r""""'.
Die Du^rung erfolgt d^e^g^enes. ,ualffi^es Unterne^en, das a«e rec.tll-
chen und technischen Anforderungen enuiii.chen

Geschwin-

Abstimmungsergebnis: einstimmig
Beschluss: einstimmig angenommen

GR Dungl verlässt den Sitzungssaal.

^Ssna^ktAn. e.un^esE, n^^s 
^__

^"Pu^^rtü>, er.e^e, tsü^nE, n>,e,.ssa.e.one, n,enNac. >>a^n. e, nden..
Deutsch Wagram:   965, 00
Korneuburg:  1. 570, 00
Stockerau:   850, 00
Tulln:   885,00
Gänserndorf: 810, 00
Klosterneuburg:   971, 00

^x^^s=^^s^^^ 
KUNDMACHUNG

De, Ge.en^derSt^e. e, ndeOerasdcrfbe, W,enbesc., eßt,nse,nerS,.ung^
24.06. 2025 folgende VERORDNUNG

Nr. 1/2015 in der geltenden Fassung wird die
^K^^^^^^^^^
Diese Verordnung tritt mit 01. 09. 2025 in Kraft.



Der neu festseseye BnheitssaU Ist auf d,e Ta^nde, d» nach Inkraffireten diese, Ve^-
nung verwirklicht werden, anzuwenden.

Abstimmungsergebnis: einstimmig
Beschluss: einstimmig

GR Dungl kommt in den Sitzungssaal zurück.

S.R Sc^nk stell, den Antra,, nackenden Taaesordnun,^ .Badete.c. Ta^ar.en. In
den nicht öffentlichen Teil zu verschieben.

Abstimmungsergebnis: einstimmig
Beschluss: einstimmig angenommen

Dieser Tagesordnungspunkt wird im nicht öffentlichen Teil behandelt.
19. Ta esordnun s unkt

BDaedsT^eTsaaSpn. "k. ̂  "°" «er Tarnung geno^en und ,n der näc.sten Aus-
schussrunde behandelt.

^~£"£;===:;S==;^"S3,D=:'"r
wesenden Personen.

Der Vorsteende Bg.. Ma9. ̂  scM^t die öffentliche Sitzung des Gen,e,ndera.es.

.
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Vorsi e er

Ge er

..-.'
/,

Gemeinderat

Öffentliche Gemeinderatssitzung 23. 06. 2025

Schriftführer

Gemeinderat

^-z
Gemeinderat


